
 

 

 

Studie der Prognos AG  
ĂWohnungsmangel in Deutschland ï Auswirkungen und 
Ansªtze zur ¦berwindungñ 
 
SUMMARY 
 
 
 

1. Ziel der Untersuchung 

Die Fertigstellungszahlen im Wohnungsbau liegen seit Jahren unter dem von 
allen maßgeblichen Instituten als notwendig erachteten Niveau und 
offenbaren eine Wohnraumlücke in weiten Teilen Deutschlands. Die Studie 
ĂWohnungsmangel in Deutschland ï Auswirkungen und Ansätze zur 
¦berwindungñ der Prognos AG beantwortet die Fragen,  

 welche Maßnahmen zur Schließung der Wohnraumlücke besonders 
geeignet sind und  

 mit welchen Folgen zu rechnen ist, wenn es nicht gelingt, die 
Wohnraumlücke zu schließen. 

 

2. Ergebnisse 

2.1. Die Deutschen wünschen sich mehr staatliche Unterstützung beim 
Wohnungsbau. Die Studie verdeutlicht, dass Wohnbauförderung in 
erster Linie Familienförderung ist. 

 65 Prozent der Befragten sprechen sich für die Wiedereinführung der 
Eigenheimzulage aus. Gleichzeitig geben rund 40 Prozent der 
Personen, die einen Kauf oder Bau beabsichtigen, an, sich ohne 
öffentliche Förderung die eigenen vier Wände nicht leisten zu können. 

 Mehr als 78 Prozent der Kauf- und Bauwilligen sind junge Familien 
und Paare unter 45 Jahre. 

 
 
2.2. Bauträger in den Bereichen Mietwohnungsbau oder Eigenheimbau 
(institutionelle Investoren) sehen in den aktuellen politischen 
Rahmenbedingungen die Bestimmungsgründe für die zukünftig 
verschärfte Wohnungsknappheit. Sie sprechen sich für steuerliche 
Erleichterungen aus.  

 Im Mietwohnungsbau wird die Erhöhung des Abschreibungssatzes 
als geeignetes Instrument eingestuft. Als weiteres sinnvolles 
Instrument wird in diesem Bereich auch eine zusätzliche 
Klimaschutzabschreibung genannt.  

 Eine höhere Förderung von Abriss und Neubau wird als sinnvoll 
eingeschätzt. Die Befragten mahnen transparente Förderkriterien an. 

 Die aktuelle EnEV wird grundsätzlich als zu kompliziert kritisiert. Alle 
Befragten befürworten eine Zurückstellung der EnEV 2012, bis die 
Evaluierung der geltenden EnEV abgeschlossen ist. 



 

 

 

2.3. Die Wohnbaulücke betrifft nicht nur die wirtschaftlichen 
Wachstumsregionen, sondern rund 75 Prozent der deutschen 
Raumordnungsregionen. Niedersachsen, Hessen und Berlin, aber auch 
Teile NRWs und Baden-Württembergs werden mit den schärfsten 
sozialen Folgen konfrontiert, da hier mit einer unterdurchschnittlichen 
Einkommensentwicklung zu rechnen ist. 

 Regionen mit Wohnungsbaulücke und unterdurchschnittlichem 
Einkommen: Niedersachsen und Hessen nahezu flächendeckend, 
Teile des Ruhrgebietes und Niederrhein, nördlicher Teil Baden-
Württembergs, Nordschwarzwald, Norden und Osten Bayerns, 
Region um Berlin. 

 Regionen mit Wohnungsbaulücke und überdurchschnittlichem 
Einkommen: Vor allem Regionen in Bayern, Baden-Württemberg, 
Nordrhein-Westfalen, Hessen und Schleswig-Holstein. 

 Regionen mit Wohnungsüberhang und unterdurchschnittlichem 
Einkommen: Weite Teile Ostdeutschlands, wenige Regionen in 
Westdeutschland. 

 Regionen mit Wohnungsüberhang und unterdurchschnittlichem 
Einkommen: Westpfalz, Südthüringen, Oberlausitz-Niederschlesien, 
Chemnitz-Erzgebirge. 

 

3. Methodik und Vorgehensweise 

Die Einstellungen der privaten Investoren/ Bauherren wurden in 
Zusammenarbeit mit dem Institut für Demoskopie Allensbach durch die 
Befragung einer repräsentativen Stichprobe der deutschen Bevölkerung 
ermittelt.  
Die Bewertung bestehender und potenzieller Fördermaßnahmen durch 
institutionelle Investoren (Bauträger in den Bereichen Mietwohnungsbau oder 

Eigenheimbau) stützt sich auf qualitative, leitfadengestützte Interviews.  
Zur Abschätzung der Folgen bei Fortbestehen der Wohnraumlücke wurden 
die prognostizierten Wohnungsbedarfszahlen mit einer Prognose der 
Einkommensverteilung verknüpft. Die Daten werden auf der Ebene der 97 
deutschen Raumordnungsregionen ROR ausgewiesen. 
 

4. Auftraggeber 

Auftraggeber der Studie sind die Unterstützer der Kampagne Impulse für den 
Wohnungsbau: 

 BDB Å Bundesverband Deutscher Baustoff-Fachhandel e. V. 

 BFW Å Bundesverband Freier Immobilien- und 
Wohnungsunternehmen e. V. 

 DGfM Å Deutsche Gesellschaft für Mauerwerksbau e. V. 

 DMB Å Deutscher Mieterbund e. V. 
 IG BAU Å Industriegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt 
 ZDB Å Zentralverband des Deutschen Baugewerbes e. V. 

 

 



 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 

 

Kampagne Impulse für den Wohnungsbau:  

Forderungen zur Ausgestaltung der Regierungstätigkeit 

 

Die Bundesregierung kann mit wenigen Maßnahmen kurzfristig dazu 
beitragen, dass sich die Wohnungsbautätigkeit dem tatsächlichen Bedarf 
annähert. Dazu hat die ĂAktion Impulse für den Wohnungsbauñ bereits 
unmittelbar nach der Bundestagswahl 2009 ein 10-Punkte-Programm zur 
Förderung des Wohnungsbaus aufgestellt. Als konkrete 
Handlungsempfehlung für die aktuellen Haushaltsberatungen schlagen die 
Verbände der Bau- und Immobilienwirtschaft, die IG BAU und der Deutsche 
Mieterbund die Umsetzung der folgenden drei Maßnahmen vor: 
 

1. Wiedereinführung der degressiven Abschreibung für 
Wohngebäude  
Verschiedene Beispielrechnungen

1
 belegen die positiven Effekte 

einer erhöhten Absetzung für Abnutzung (AfA) für den Wohnungsbau, 
die öffentlichen Haushalte sowie die Schaffung und Erhaltung von 
Arbeitsplätzen.  

2. Gleichstellung der Förderung von Sanierung und 
Neubau/Bestandsersatz in den KfW-Programmen  
Die derzeitige Förderstruktur begünstigt einzelwirtschaftliche 
Entscheidungen Ăpro Sanierungñ. Dies führt zu volkswirtschaftlich 
suboptimalen Ergebnissen, denn sinnvoll ist die gleichzeitige 
energetische und altersgerechte Anpassung. Bei einigen 
Gebäudetypen ist unter diesen Voraussetzungen Abriss und Neubau 
die wirtschaftlichste Variante. Zudem lassen sich die neuen 
Anforderungen der EU an den Gebäudesektor am besten erreichen, 
indem Gebäude, die besonders viel Energie benötigen, durch neue 
ersetzt werden. Die notwendige Anpassung der Förderkriterien kann 
durch Verordnungen geregelt werden. 

3. Aufstockung des KfW-Programms f¿r ĂAltersgerechtes Bauenñ 
und Erweiterung auf Neubau/Bestandsersatz 
Die bereits im Koalitionsvertrag angekündigte Weiterentwicklung des 
KfW-Programms muss zügig umgesetzt werden. Das Fördervolumen 
sollte zukünftig auch Maßnahmen des Bestandsersatzes umfassen 
und auf zunächst 300 Mio. Euro sowie im Lauf der Legislaturperiode 
auf 750 Mio. Euro pro Jahr ausgeweitet werden. 
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